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Kindeswohlgefährdung
Vorgehensweise im Verdachtsfall

Phase 1: Orientierung 
Während dieser Phase sollten Sie Informationen sammeln und Beobachtungen sowie Wahrnehmungen über Aussehen, Verhalten, Signale oder Mitteilungen des Kindes dokumentieren. 
Innerhalb der eigenen Supervisionsgruppe sollte intensiv mit deinen Kolleg*innen über den Verdacht und die Beobachtungen ausgetauscht werden, um die Signale einer KWG zu erkennen.

Falls das Jugendamt oder eine Familienhilfe die Familie unterstützt und eine Schweigepflichtsentbindung vorliegt, sollten Sie im Zusammenwirken mit anderen Fachkräften (Mehraugenprinzip) eine erste Einschätzung der Gefährdungslage für das Kind vornehmen. 
Wichtig: eine genaue Analyse der Ressourcen und die Entwicklung eines Schutzkonzeptes sollten ebenso wie die Meldung einer KWG angedacht werden.

Falls die Familie dem Jugendamt unbekannt sein sollte, überlegen Sie sich gut, wen Sie „mit ins Boot“ nehmen können: Haus-/Kinderärzt*innen? Eine/n Lehrer*in? Wichtig: Schweigepflichtsentbindung.

Phase 2: Einbezug der Bezugspersonen/Eltern
In dieser Phase werden die Eltern eingeladen, um gemeinsam im Gespräch deren Sicht der Situation und das Problembewusstsein zu eruieren. Ist den Eltern ein Risiko bewusst – wie hoch schätzen sie das Risiko für eine nicht gesunde seelische und körperlich Entwicklung ihres Kindes ein?
· Darlegen des Risikos für eine gesunde seelische und körperliche Entwicklung aus Ihrer Sicht als Fachkraft.
· Eindringlicher Appell an die Eltern, Hilfe anzunehmen, um das Beste für ihr Kind zu erreichen. (Eltern wollen immer das Beste für ihr Kind, können es aber nicht immer allein umsetzen.)

Wichtig ist es, den Eltern zu zeigen, dass sie nicht verurteilt werden von Ihnen, sondern Sie sie unterstützen möchten, weil Ihnen das Kind am Herzen liegt. Der Kontakt zu den Eltern ist wesentlich. Im Austausch und Kontakt mit den Eltern versuchen diese sich daraufhin zu orientieren, Hilfen anzunehmen. Konkrete Vorschläge aufzeigen. 

· Motivation für das Annehmen von Hilfen
· Hilfen aufzeigen und anbieten
· Hilfen auswählen
· Hilfen vereinbaren und schriftlich festhalten

  
In einem weiteren Schritt kann ein Termin vereinbart werden, um zu überprüfen, wie es mit der Umsetzung klappt, ob es noch mehr oder andere Art von Unterstützung bedarf. Auch das Nichtannehmen der Hilfe und Fortbestehen des Problems muss beobachtet, besprochen und dokumentiert werden.

· Wirksamkeit des Hilfekonzeptes zum Schutz des Kindes beobachten, sich mit Fachkräften austauschen. Einschätzung siehe Phase 3!

Phase 3: Einschätzung einer akuten Gefährdung
Im Anschluss an Phase 2 und den Austausch mit anderen Fachkräften wird nun eine Folgeeinschätzung erhoben. Innerhalb dieser prozessorientierten Bewertung sollte überlegt eingeschätzt werden, ob das Hilfekonzept zum Schutz des Kindes ausreichend ist und wirkt.

Folgende Fragen können dabei helfen:
· Wie veränderungsmotiviert und -bereit sind die Eltern?
· Reichen die Ressourcen der Familie aus?
· Wie entwicklungsfähig ist das Familiensystem

· Ggf. müssen weitere Problem- und Lösungsstrategien entwickelt sowie nun das Jugendamt miteinbezogen werden (falls es noch nicht informiert ist), um drohende Gefahr für das KW abzuwenden.

Vorgehensweise im Verdachtsfall:
Wann erfolgt eine Mitteilung an das Jugendamt?

Latente Gefährdung:
Eine latente Gefährdung liegt dann vor, wenn zwar keine akute Gefahr für Leib und Leben des Kindes besteht, aber die Situation so unsicher ist, dass sie weiterhin beobachtet werden sollte. Falls prognostisch Gefährdungen zu befürchten sind, besteht Handlungsbedarf. Hilfen und Unterstützung müssen angeboten werden, ggf. weitere Motivation für Annahme der Hilfen. Der interdisziplinäre Austausch im Team und Supervision dient dazu, den weiteren Verlauf zu beobachten und im Anschluss prozessorientierte Bewertungen vorzunehmen, um zu vermeiden, dass sich die Lage des Kindes durch familiäre Krisen verschlechtert.

Akute Gefährdung:
Eine akute Gefährdung liegt immer dann vor, wenn
· eine gegenwärtige hohe Gefährdungslage für das Kind innerhalb der aktuellen Lebenssituation vorliegt;
· das Kind „versteckt“ wird und der Zugang zum Kind verwehrt wird;
· keine gemeinsame Problemeinsicht und kein Problembewusstsein mit den Bezugspersonen herzustellen ist;
· die Eltern keine Akzeptanz und Motivation aufweisen, Hilfen in Anspruch zu nehmen;
· keine geeigneten Hilfen bestehen, die das Problem und die Gefährdung lindern könnten.


· Gibt die Gesamtbewertung Anlass zur Befürchtung, dass eine Gefahr für Leib und Leben des betroffenen Kindes besteht, MUSS eine Meldung an das zuständige Jugendamt erfolgen. Die Eltern sollten über die Kontaktaufnahme zum Jugendamt informiert werden.

· Wenn das Kindeswohl durch den Einbezug der/des Therapeut*in in Gefahr gerät, dann ist eine anonyme Anzeige beim Jugendamt gerechtfertigt. Der Schutz des Kindes erlaubt – wenn andere Maßnahmen nicht greifen – die Aufhebung der Schweigepflicht. Siehe hierzu § 4 Abs. 3 des KKG, Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz.
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